Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 
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Der Bundesminister 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Bonn, den 9. September 1968 

II A 6-2776.1-79/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Landmaschinenindustrie 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
- Drucksache V/3225 - 


Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 

1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Umsatzvolumen der 
deutschen Landmaschinen- und Ackerschlepperindustrie ständig 
sinkt und in den ersten sechs Monaten dieses Jahres nur 59*Vo 
des ersten Halbjahres 1965 betragen hat? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß der Inlandsumsatz der 
deutschen Landmaschinen- und Ackerschlepperindustrie in den 
letzten Jahren zurückgegangen ist und nach Angaben der Land- 
maschinen- und Ackerschlepper-Vereinigung im ersten Halbjahr 
1968 nur 59% des Umsatzes betrug, der im ersten Halbjahr 1965 
erzielt wurde. Hierzu ist festzustellen, daß der Inlandsumsatz 
im Jahre 1965 mit rund 2,8 Mrd. DM erheblich höher war als in 
den übrigen Jahren seit 1960 mit rund 2,1 bis 2,5 Mrd. DM. 

Der Vergleich mit einem Rekordumsatzjahr hat nur bedingten 
Aussagewert, auch geben Halbjahresgegenüberstellungen nur 
ein unzureichendes Bild der Situation. - Dabei darf weiterhin 
nicht übersehen werden, daß die starken Maschineninvestitio- 
nen in den vergangenen Jahren teilweise zu einer gewissen 
Bedarfssättigung geführt haben. 
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2. ein Zusammenhang zwischen dieser Entwicklung und 

der schwierigen Erlössituation der Landwirtschaft und 
kann insbesondere eine Kaufzurückhaltung der Landwirte dazu 
beigetragen haben? 

Der Rückgang des Inlandsumsatzes der Landmaschinenindustrie 
ist - wie neueste Umfragen bestätigen - vor allem auch auf die 
Einschätzung der eigenen wirtschaftlichen Situation der Landwirte 
zurückzuführen. Dabei spielt das Moment der Unsicherheit über 
die langfristige Entwicklung der Lage der Landwirtschaft eine 
wesentliche Rolle. Hieraus ergeben sich Rückwirkungen auf die 
Investitionsneigung und Investitionstätigkeit der Landwirte. 
Auf Grund vorliegender Untersuchungen ist mit der Stabilisie- 
rung der gesamtwirtschaftlichen Verhältnisse im landwirtschaft- 
lichen Bereich in dieser Hinsicht bereits ein gewisser Um- 
schwung eingetreten. 


3. Trifft es zu, daß die Landwirtschaft mit ihren Käufen unter die 
Minimal-Ersatzquote des aktiven Maschinenkapitals bereits ab- 
gesunken oder abzusinken in Begriff ist und somit die rationelle 
Produktionsweise auch von als rentabel geltenden Betrieben ge- 
fährdet wird? 


Die Minirnal-Ersatzquote des aktiven Maschinenkapitals wurde 
bisher weder erreicht noch unterschritten. Die getätigten Netto- 
investitionen betrugen zwar schon im Wirtschaftsjahr 1966/67 
etwa nur ein Drittel des im Wirtschaftsjahr zuvor aufgewende- 
tenBetrages und zeigtenauchseithernochkeinen nennenswerten 
erneuten Anstieg. Aber diese Tatsache kann kaum als Indiz 
einer langfristigen Stagnation der Nachfrage über den Erhal- 
tungsbedarf hinaus gedeutet werden. Man darf nicht übersehen, 
daß die hohen Netto-Investitionsraten in den früheren Jahren zu 
einem gewissen Abschluß in der maschinellen Grundausrüstung 
der Betriebe geführt haben. Auch bei zukünftig wieder lang an- 
haltender günstiger wirtschaftlicher Konjunktur ist daher nicht 
zu erwarten, daß die sehr hohen Investitionsraten der früheren 
Jahre wieder erreicht werden können. 


4. Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, unabhängig von 
ihrem mehrjährigen Agrarprogramm, das auf längerfristige 
Wirkung abstellt und dessen Verwirklichung zumindest finan- 
ziell noch nicht gesichert ist, 

a) geeignete, sofort wirksame agrarpolitische Maßnahmen zu 
treffen, um die Einkommenssituation der Landwirte und 
damit indirekt die Verkaufsergebnisse der Landmaschinen- 
industrie zu verbessern, 

b) insbesondere durch entsprechende Verhandlungsführung im 
EWG-Ministerrat eine Verbesserung der landwirtschaft- 
lichen Erzeugerpreise, vor allem die Wiederherstellung des 
vor der Getreidepreisharmonisierung bestehenden Getreide- 
preises zu erwirken? 

Die in dieser Frage ausgesprochenen Preisregelungen für land- 
wirtschaftliche Produkte liegen in der Zuständigkeit der Ge- 
meinschaft. Im Ministerrat der EWG setzt sich die Bundes- 
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regierung für eine Preispolitik ein, die die berechtigten Inter- 
essen der deutschen Landwirtschaft wahrt. Dies gilt auch für den 
Getreidepreis, 

Maßnahmen, die darauf hinauslaufen, die Verkaufsergebnisse 
der Landmaschinenindustrie indirekt und generell zu verbes- 
sern, sind schon nach dem Gleichheitsgrundsatz nicht vertretbar. 
Dem landwirtschaftlichen Einzelbetrieb stehen für die Verbesse- 
rung seines Maschineninventars Beihilfen aus dem Investitions- 
beihilfeprogramm in Verbindung mit der laufenden Zinsverbil- 
ligungsaktion zur Verfügung. 


5. Besteht die Gefahr, daß die Agrarkrise sich auf weitere, direkt 
oder indirekt mit der Landwirtschaft verbundene Wirtschafts- 
zweige nachteilig auswirkt und was wird die Bundesregierung 
zur Vermeidung solcher Auswirkungen unternehmen? 


Die derzeitige Situation der Landwirtschaft erfüllt nicht den Tat- 
bestand einer Agrarkrise. Die Bundesregierung sieht darin viel- 
mehr einen langfristigen Anpassungs- und Umstellungsprozeß, 
in den verständlicherweise auch die mit der Landwirtschaft 
direkt oder indirekt verbundenen Wirtschaftszweige mit einzu- 
beziehen sind. Umstellungs- und Anpassungsnotwendigkeiten 
können sich für diese Wirtschaftszweige genau so wie für die 
Landwirtschaft ergeben. 

Für alle Fragen gilt auch die Tatsache, daß die wirtschaftliche 
Lage der Landwirtschaft außerordentlich differenziert ist, wie 
aus allen Grünen Berichten entnommen werden kann. 


Höcherl 



